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(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Die jetzige Fassung des Beamtenrechtsrahmengesetzes ver- 
sperrt den Volksvertretungen der Länder die Möglichkeit, das 
Verfahren bezüglich der Aussagegenehmigung vor parlamen- 
tarischen Untersuchungsausschüssen zu regeln. Eine unter Um- 
ständen beliebige Verweigerung kann dieses wichtige Instru- 
ment des Parlaments kraftlos machen. 


B. Lösung 

Ergänzung des Beamtenrechtsrahmengesetzes dahin gehend, daß 
auf Grund eines Gesetzes die Verweigerung der Genehmigung 
zur Aussage vor Untersuchungsausschüssen des Bundestages 
und der Volksvertretungen der Länder einer Nachprüfung 
unterzogen werden kann. 

Der Ausschußbeschluß erging einstimmig. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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A. Bericht des Abgeordneten Berger 


Der Antrag wurde in der 52. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 26. Mai 1970 an den Innen- 
ausschuß federführend sowie an den Ausschuß für 
Wa/hlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung zur 
Mitberatung überwiesen. 

Der mitberatende Ausschuß hat in seiner Sitzung 
vom 10. November 1970 die in dem Gesetzentwurf 
zum Ausdruck gekommene Absicht, durch Bundes- 
gesetz oder Ländergesetze die Möglichkeit zu er- 
öffnen, die Verweigerung der Aussagegenehmigung 
für Beamte vor Untersuchungsausschüssen nach- 
prüfen zu lassen, begrüßt. Er hielt jedoch die in 
dem Antrag vorgesdilagene Fassung für zu wenig 
konkret und hat deshalb empfohlen zu überlegen, 
ob nicht die nachfolgende Fassung dem gewünsch- 
ten Anliegen besser Rechnung trage. 

Durch Gesetz kann festgelegt werden, daß die 
Verweigerung der Genehmigung zur Aussage 
vor Untersuchungsausschüssen des Bundestages 
und der Länderparlamente einer Nachprüfung 
unterzogen werden kann. 

Der Innenausschuß hat die Beratung des Gesetz- 
entwurfs in seiner Sitzung am 3. Dezember 1970 
abgeschlossen. Er hat sich dem Votum des Aus- 
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts- 
ordnung einstimmig angeschlossen und lediglich 
redaktionelle Änderungen, die der Anpassung des 
Wortlauts an die im Beamtenrechtsrahmengesetz 
verwandte Terminologie dienen, beschlossen. 

Die derzeitige Fassung des Beamtenrechtsrahmen- 
gesetzes versperrt den Volksvertretungen der Län- 
der die Möglichkeit, das Verfahren bezüglich der 


Aussagegenehmigung sowie die Aktenvorlage vor 
parlamentarischen Untersuchungsausschüssen zu 
regeln. Eine u. U. beliebige Verweigerung kann 
dieses wichtige Instrument des Parlaments kraftlos 
machen. Die Änderung des Beamtenrechtsrahmen- 
gesetzes ist deshalb erforderlich. Eine entsprechende 
Änderung des Grundgesetzes und das Verfahren der 
Untersuchungsausschüsse des Bundestages waren 
schon in der abgelaufenen Wahlperiode Gegenstand 
der parlamentarischen Beratung (Drucksachen 
V/2425, V/3965 und V/4445). Der damalige Antrag des 
Rechtsausschusses (Drucksache V/4514) wurde in 
der dritten Beratung in der 246. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 2. Juli 1969 nicht mit der 
verfassungsändernden Mehrheit angenommen, weil 
die Fraktion der CDU/CSU zum damaligen Zeit- 
punkt die Vorschriften des Artikels 1 Nr. 1 bis 3 des 
Antrages noch nicht für genügend ausdiskutiert 
hielt. Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b lautete in der 
Ausschußfassung 

„Gerichte und Verwaltungsbehörden haben auf 
Verlangen Akten vorzulegen und ihren Ange- 
hörigen Aussagegenehmigungen zu erteilen, 
wenn nicht Gründe der Sicherheit des Staates 
entgegenstehen. Werden gegen die Vorlage 
von Akten oder die Erteilung von Aussage- 
genehmigungen Gründe der Sicherheit des 
Staates geltend gemacht, so entscheidet der 
Ausschuß für Angelegenheiten der Nachrichten- 
dienste." 

Die Bedenken der Fraktion der CDU/CSU richteten 
sich allerdings nicht gegen das Prüfungsrecht im 
Falle der Verweigerung der Aussagegenehmigung. 
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Im Schriftlichen Bericht des Abgeordneten Hirsch 
( zu Drucksache V/4514) heißt es unter Nummer 2 

„Seit Jahrzehnten schon wird das Problem der 
Erteilung von Aussagegenehmigungen, das 
wiederholt auch schon zu ernsthaften Konflik- 
ten geführt hat, diskutiert. Bislang wurde die 
Vorlage von Akten in die Erteilung von Aus- 
sagegenehmigungen zum Zwecke der Parlamen- 
tarischen Untersuchung nach den allgemeinen 
Amtshilfegrundsätzen und über die Bestim- 
mungen der Verfahrensgesetze (insbesondere 
§§ 54, 96 StPO) geregelt. Auf diese Weise 
hatten die für Vorlage- und Aussage-Genehmi- 
gungen letztlich zuständigen obersten Dienst- 
behörden zumindest die — wenn auch nidit 
zweifelsfreie — rechtliche Möglichkeit, unter 
Hinweis auf Gefahren für „das Wohl der 
Bundesrepublik oder eines ihrer Länder" par- 
lamentarische' Untersuchungen z. B. in solchen 
Fällen zu behindern oder gar praktisch unmög- 
lich zu machen, die sich auf Vorgänge in ihren 
eigenen Dienstbereich richten. 

überdies war die Entscheidungskompetenz der 
Behörden als gerichtlich nicht nachprüfbare Er- 
messenentscheidung ausgestaltet, so daß Unter- 
suchungsausschüsse keine Möglichkeit hatten, 
sich gegen die Verweigerung von Akten oder 
behördlichen Zeugen erfolgreich zur Wehr zu 
setzen. 

Der Ausschuß war sich einig darüber, daß diese 
zumindest theoretisch sdiwerwiegende Be- 
einträchtigung des parlamentarischen Unter- 
suchungsrechts behoben werden müsse. Ande- 
rerseits erscheint es unzweckmäßig, das Zu- 
stimmungsbedürfnis für Aktenvgrlage und 
Zeugenaussagen ganz aufzuheben, wie es in 
einzelnen Verfahrensregelungen für parlamen- 
tarische Untersuchungsausschüsse geschehen ist 
oder noch geschehen soll. Denn die Tatsadie 
einer parlamentarischen Untersuchung enthebt 


die Exekutive nicht ihrer besonderen Verant- 
wortung für „das Wohl" des jeweiligen Staats- 
gebietes, auch nicht partiell. Deshalb erscheint 
die Einschränkung dieser besonderen Zustän- 
digkeit der Exekutive im Bereich der parla- 
mentarischen Untersuchung nur insoweit ge- 
rechtfertigt, aber auch geboten, als dadurch die 
Möglichkeit einer praktisdien Beeinträchtigung 
des parlamentarischen Untersuchungsredits aus- 
geschlossen werden soll. 

Dementsprechend legt der Rechtsausschuß Wert 
auf die Feststellung, daß nach der Neuformu- 
lierung des Artikels 44 Abs. 2 GG auch künftig 
die Vorlage von Akten und die Zeugenaussagen 
von Angehörigen des öffentlichen Dienstes vor 
parlamentarischen Untersuchungsausschüssen 
einer besonderen Genehmigung bedürfen, wie 
sie nach dem bisherigen Recht von den zu- 
ständigen obersten Dienstbehörden zu erteilen 
waren. Es wird erwartet, daß in das Aus- 
führungsgesetz eine entsprechende Bestimmung 
aufgenommen wird, die auch die Einzelheiten 
des Konfliktverfahrens nach Artikel 44 Abs. 2 
Satz 4 GG neuer Fassung zu regeln haben wird. 
In diesem Zusammenhang hat der Ausschuß 
Überlegungen, den Begriff der Staatssicherheit 
weiter zu umschreiben, und zwar mit dem 
„Wohl des Bundes oder eines Landes" mit der 
Begründung abgelehnt, daß diese Umsdireibung 
zu unbestimmt sei." 

Die vorstehend aufgeführten Erwägungen sind 
auch heute noch gültig. Die Änderung des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes soll nunmehr vorgezögen 
werden, um den Ländern schon jetzt die Möglichkeit 
zu geben, das Verfahren vor Untersuchungsaus- 
schüssen ZU regeln und damit auch die Frage der 
Nachprüfbarkeit einer Aussageverweigerung. Mit 
der Wiedereinbringung der Vorlagen zur Änderung 
des Grundgesetzes und der gesetzlichen Ausgestal- 
tung des Verfahrens der Untersuchungsausschüsse 
des Bundestages ist ebenfall zu rechnen. 


Bonn, den 8. Dezember 1970 


Berger 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den. Gesetzentwurf — Drucksache Ml/775 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 8. Dezember 1970 

Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Berger 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Hirsch, Dichgans, Mertes und 
Genossen eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ergän- 
zung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

— Drucksache VI/775 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In § 39 Abs. 3 des Rahmengesetzes zur Verein- 
heitlichung des Beamtenrechts (Beamtenrechtsrah- 
mengesetz — * BRRG) vom 1. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 667), zuletzt geändert am 25. August 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1347), wird nach Satz 1 
folgender neuer Satz eingefügt: 

„Das gilt nicht für Aussagen vor Untersuchungs- 
ausschüssen des Bundestages und der Länderpar- 
lamente, sofern deren gesetzliche Verfahrensrege- 
lung es anders vor sieht." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Dberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In § 39 Abs. 3 des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Okto- 
ber 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1753), zuletzt ge- 
ändert durch . . . (Bundesgesetzbl. IS... .), wird nach 
Satz 1 folgender neuer Satz eingefügt: 

„Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß die 
Verweigerung der Genehmigung zur Aussage vor 
Untersuchungsausschüssen des Bundestages oder 
der Volksvertretung eines Landes einer Nach- 
prüfung unterzogen werden kann." 

Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 
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